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Finanzministerium 
 

6. Konsolidierungsprogramm der Landesregierung: 
Es besteht dringender Handlungsbedarf 

 
Angesichts der Finanzlage und der absehbaren Herausforderun
gen hält der LRH eine nachhaltige Konsolidierung des Haushalts 
für unumgänglich. Besonders einmalig wirkende Maßnahmen 
sieht der LRH kritisch, weil die eigentliche Konsolidierung hier
durch in die Folgejahre verschoben wird. Der mit den Leitlinien 
der Haushaltskonsolidierung vorgestellte Konsolidierungspfad 
ab 2025 wirkt überwiegend nur auf der Planungsebene. Notwen
dig sind aber strukturelle Konsolidierungsmaßnahmen, die auch 
auf der Ebene der Ist-Ergebnisse wirken. 
 
Die vom Finanzministerium gewählte Umsetzung des Konsolidie
rungspfads ist aufwendig und droht die angestrebten Ziele zu 
verfehlen. Im Jahr 2026 erreicht die Landesregierung die selbst
gesteckten Ziele nur, indem sie die Veranschlagung von Versor
gungsausgaben um knapp 80 Mio. € im Vergleich zur Finanzpla
nung bereinigt. Allerdings gibt diese Position Anlass für Zweifel. 
Für den Haushalt 2027 stellen sich Konsolidierungsnotwendig
keiten in Höhe von 258 Mio. €, um die ursprünglich beschlosse
nen Ziele zu erreichen.  
 
Eine Anpassung von Haushaltsplanansätzen an die Ist-
Entwicklung ist nur vordergründig ein Beitrag zu einer Haus
haltskonsolidierung und wäre schon aus Gründen der Haus
haltswahrheit geboten. Auch Rücklagenentnahmen sind kein 
geeignetes Instrument einer nachhaltigen Konsolidierung.  
 
Unabdingbar ist eine Prioritätensetzung bei den Ausgaben, die 
künftig bereits in den Eckwerten und der Finanzplanung 
realistisch abzubilden ist.  
 

6.1 Konsolidierungsmaßnahmen sind dem Land nicht unbekannt  
 
Schon in der Vergangenheit sah sich das Land mit signifikanten Konsoli
dierungserfordernissen konfrontiert. Um die Schuldenbremse ab 2020 ein
halten zu können, musste Schleswig-Holstein ab 2010 sein strukturelles 
Finanzierungsdefizit von 1,3 Mrd. € abbauen. Im Gegenzug erhielt es 
Konsolidierungshilfen von insgesamt 800 Mio. €.  
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Nur auf den ersten Blick ist es der Landesregierung seinerzeit gelungen, 
das Defizit durch Konsolidierungsmaßnahmen abzubauen. Denn geholfen 
haben insbesondere Maßnahmen, die das Land nur in begrenztem Aus
maß selbst beeinflussen konnte.1 
 
Hierzu zählen hauptsächlich Steuermehreinnahmen und Zinsersparnisse 
bis 2018 in einem Umfang von 4,8 Mrd. €, was die Herausforderung schon 
nahezu um die Hälfte reduzierte. Eine Reduzierung der Ausgaben fand 
hingegen nur anfänglich statt. Tatsächlich sind die konsumtiven Ausgaben 
für Personal, Sachmittel sowie Zuweisungen und Zuschüsse deutlich 
gestiegen.  
 
Derzeit plant die Landesregierung, inklusive der ausgewiesenen Hand
lungsbedarfe, für den Zeitraum bis 2029 wieder mit stark ansteigenden 
strukturellen Finanzierungsdefiziten. Diese bewegen sich in einer Größen
ordnung wie 2010. Damals lösten derart hohe Defizitbeträge die oben 
beschriebene Konsolidierungspflicht aus.  
 
Auch die mit der Grundgesetzänderung 2025 verbundenen neuen struktu
rellen Kreditaufnahmemöglichkeiten decken das geplante Defizit nicht. 

 
6.2 Konsolidierungsnot durch Handlungsbedarfe in der Finanzplanung  

 
Im März 2024 beriet die Landesregierung über die mittelfristige Finanzpla
nung und erkannte mit neu prognostizierten Finanzierungslücken selbst 
eine angespannte Finanzlage.  
 
Während ein Jahr zuvor die Landesregierung die Handlungsbedarfe bis 
2030 in Höhe von insgesamt 2,8 Mrd. € angab, zeigte sich im März 2024 
nach der Haushaltsklausur der Landesregierung in Sankelmark folgendes 
Bild:  
 

 
1  Vgl. Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 8. 
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Abbildung 12: Entwicklung der Handlungsbedarfe 
Quelle:  Haushaltseckwerte 2024 vom 25.04.2023, Medieninformation vom 05.03.2024 

 
Die Landesregierung führte den Anstieg der Handlungsbedarfe um mehr 
als 150 % unter anderem auf notlagenbedingte Ausgaben, bei gleichzei-
tigem Wegfall der Notkredite, zurück. 
 
Um die nach der Klausurtagung in Sankelmark benannten Handlungs-
bedarfe von 7,1 Mrd. € zu reduzieren, verständigte sich die Landesregie
rung auf einen Konsolidierungspfad. Dieser sah vor, die Ausgaben ab 
2025 schrittweise um jeweils 200 Mio. € aufwachsend und ab 2030 dauer
haft um eine Mrd. € abzusenken.1 Das damit verfolgte Ziel: Einnahmen 
und Ausgaben bis 2030 schrittweise in Einklang bringen. 
 
Wie die Handlungsbedarfe insgesamt reduziert werden sollten, skizzierte 
die Landesregierung mit den veröffentlichten Leitlinien des Abbaupfads. 
Zusätzlich zu dem auf eine Mrd. € aufwachsenden neuen Konsolidie
rungspfad sollten insbesondere 
 
• die mit dem Haushalt 2024 beschlossene Konsolidierungstranche I von 

100 Mio. € bis 2030 jährlich fortgesetzt,  
• eine für 2025 einmalig geplante Zuführung von 296 Mio. € an das Son

dervermögen IMPULS gestrichen,  
• die Zuführungen an den Versorgungsfonds ab 2025 bis 2027 ausge

setzt sowie  
• von 2025 bis 2030 Mittel von insgesamt 946 Mio. € aus dem Versor

gungsfonds entnommen werden. Hierzu musste allerdings noch das 
Versorgungsfondsgesetz angepasst werden. 

 
1  Medieninformation des Finanzministeriums vom 05.03.2024. 
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Zudem sollten globale Minderausgaben dazu beitragen, die Handlungs-
bedarfe im Haushaltsvollzug zu senken.  
 

6.3 Umsetzung des Konsolidierungspfads in Tranchen 
 
Den um jeweils 200 Mio. € aufwachsenden Konsolidierungspfad setzt die 
Landesregierung schrittweise in weiteren Tranchen um. Bis 2026 hat sie 
mit 3 der geplanten Tranchen begonnen, insgesamt mit einem geplanten 
Einsparvolumen von 500 Mio. €. Die Einsparungen beziehen sich dabei 
auf den Haushaltsansatz und nicht auf die Ist-Ergebnisse. 
 

Geplante Konsolidierungstranchen in Mio. € 

 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 
Tranche I (ab 2024) 100 100 100 100 100 100 100 
Tranche II (ab 2025)  200 200 200 200 200 200 
Tranche III (ab 2026)   200 200 200 200 200 
Weitere Konsolidierungs
tranchen (2027- 2030) 

   200 400 500 600 

Gesamt 100 300 500 700 900 1.000 1.100 
Tabelle 14: Geplante Konsolidierungstranchen 
Quelle: Medieninformation des Finanzministeriums vom 05.03.2026, eigene Darstellung 
 

Die Verteilung der Tranchen auf die Ressorts wird dabei politisch ent
schieden. Ob den tatsächlich realisierten Maßnahmen beispielsweise eine 
kennzahlengestützte Analyse, eine inhaltliche Prioritätensetzung oder ein 
anderes Konzept zugrunde liegt, war für den LRH nicht feststellbar. Fest
halten lässt sich daher nur die unterschiedliche Verteilung auf die einzel
nen Aufgabenfelder bis 2026. 
 

 
Abbildung 13: Konsolidierungsbeiträge der Tranchen I, II und III in 2026 nach Funktionen 
Quelle: Unterlagen des Finanzministeriums zu den Tranchen I bis III; Tranche I beruht für 
2026 auf der internen Finanzplanung 2023-2027; Tranche II für 2026 auf der internen  
Finanzplanung 2024-2027; ohne Berücksichtigung der Versorgungsausgaben 
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Die von den Ressorts gemeldeten Konsolidierungstranchen setzen sich 
aus Einnahmeerhöhungen und Ausgabesenkungen zusammen. Dabei 
unterteilt das Finanzministerium die einzelnen Konsolidierungsmaßnah
men in einmalige, mehrjährige und strukturelle Beiträge. Es führen also 
nicht alle dem Finanzministerium gemeldeten Konsolidierungsmaßnahmen 
zu dauerhaften Einnahmeerhöhungen oder Ausgabesenkungen.  
 
Im Rahmen der Prüfung wurde anhand der vorgelegten Unterlagen fest
gestellt, dass in Tranche III 78,4 Mio. € der strukturellen Konsolidierungs
beiträge nicht geklärte Anrechnungsbeträge waren. 
 
Das Finanzministerium hat im Nachgang zur Prüfungsmitteilung erklärt, 
dass es anstelle der Anrechnungsbeträge nunmehr aufwachsende Einspa
rungen im Bereich der Versorgungsausgaben durch die Neukonzeption 
des Prognosemodells mit 79,6 Mio. € für die Tranche III berücksichtigt 
habe.  
 
Zu den einmaligen Konsolidierungsbeiträgen von insgesamt 176,9 Mio. € 
zählen in großem Umfang Rücklagenentnahmen (Tranche I: 23,2 Mio. €, 
Tranche II: 30 Mio. €, Tranche III: 56,9 Mio. €, gesamt: 110,1 Mio. €). Die 
restlichen 66,8 Mio. € betreffen unter anderem sächliche Verwaltungsaus
gaben, Investitionen sowie einmalige weitere Einnahmen.  
 
Die wenigen mehrjährigen Konsolidierungsmaßnahmen umfassen erwar
tete höhere Einnahmen oder verschobene Projekte. 
 

6.3.1 Bugwelle durch ungelöste Handlungsbedarfe 
 
Einmalige oder mehrjährige Konsolidierungsbeiträge sind nicht strukturell, 
weil sie nicht dauerhaft wirken. In diesen Fällen müssen die Ressorts dem 
Finanzministerium zukünftige Ersatzmaßnahmen melden. Gelingt dies 
nicht, wird dem jeweiligen Ressort eine globale Minderausgabe (GMA) 
sowohl in den Eckwerten als auch in der Finanzplanung angelastet. Im 
Haushalt werden diese hingegen nicht ausgewiesen und auch nicht in die 
Summe der noch offenen Handlungsbedarfe bei der Haushaltsaufstellung 
eingerechnet. Somit erhöhen die ressortspezifischen GMA zusätzlich die 
Herausforderungen für den Gesamthaushalt. Diese muss das betroffene 
Ressort im darauffolgenden Haushaltsaufstellungsverfahren auflösen und 
gegebenenfalls zusätzlich zu neuen Konsolidierungsverpflichtungen er
wirtschaften. Sie stehen somit für die auf der Planungsebene nicht er
brachten Konsolidierungsmaßnahmen. 
 
Meldet ein Ressort einen höheren Konsolidierungsbeitrag als vorgesehen, 
gewährt das Finanzministerium diesem einen sogenannten Anrechnungs
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betrag. Dieser Betrag wird dem Ressort für die kommende Tranche als 
bereits erfüllte Konsolidierung angerechnet. 
 
Für nicht-strukturelle Beiträge in den Tranchen I und II haben die Ressorts 
inzwischen Ersatzmaßnahmen in ausreichender Höhe genannt, sodass 
die Gesamtbeiträge nach Planung des Finanzministeriums dauerhaft 
erfolgen sollen. Für die Tranche III beziffert das Finanzministerium die 
noch zu erbringenden Ersatzmaßnahmen im Haushalt 2027 mit über 
60 Mio. € und ab 2028 ff. mit über 70 Mio. €.  
 
Die Höhe der im Haushaltsaufstellungsverfahren 2026 akzeptierten 
Anrechnungsbeträge für Tranche III beziffert das Finanzministerium mit 
78,4 Mio. €. Aus seiner Sicht handelt es sich um eine politische Entschei
dung des Kabinetts, den Ressorts Anrechnungsbeträge zuzugestehen. 
Diese seien nicht titelscharf abbildbar und würden weder in der Finanzpla
nung noch im Haushalt berücksichtigt. 
 
Insgesamt haben die Ressorts für die Tranche III Einsparungen von nur 
126 Mio. € gemeldet. Allein mithilfe der Neukonzeption des Prognose-
modells für die Versorgungsausgaben ist es dem Finanzministerium mög
lich, die Anrechnungsbeträge von 78,4 Mio. € wieder auszugleichen, um 
somit den planmäßigen Konsolidierungsrahmen von 200 Mio. € zu 
erreichen. 
 
Das Instrument der Anrechnungsbeträge erscheint intransparent und birgt 
die Gefahr, dass die Gesamttranchen nicht erfüllt werden. Es ist zwar 
grundsätzlich möglich, dass ein Ministerium in einem Jahr einem anderen 
mit seiner Übererfüllung aushilft und gleichzeitig diese Übererfüllung für 
sich selbst in der Folgetranche anrechnen kann. Jedoch gelingt das nur, 
wenn das Ministerium, dem ausgeholfen wurde, im Folgejahr nicht nur 
seinen Konsolidierungsbeitrag für die Folgetranche erbringt, sondern auch 
den bisher nicht erbrachten Beitrag der vorherigen Tranche. In einer 
solchen Konstellation hätte also dem Ressort, dem ausgeholfen wurde, für 
das Folgejahr eine ressortspezifische GMA auferlegt werden müssen. 
 
Insgesamt müssen für den Haushalt 2027 noch 258 Mio. € an zusätzlichen 
Konsolidierungsmaßnahmen erbracht werden. Hierin enthalten sind  
ressortspezifische GMA in Höhe von 65,5 Mio. € aus den Vorjahren. Wenn 
diese umgesetzt werden, kann die Tranche IV entsprechend geringer aus
fallen. Dann müssen noch weitere Maßnahmen von 193 Mio. € erbracht 
werden, um das in Sankelmark beschlossene Konsolidierungsziel von 
700 Mio. € zu erreichen. 
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Abbildung 14: Geplante Konsolidierungsbeiträge 
Quelle:  Unterlagen des Finanzministeriums zu den Tranchen I bis III; Tranche I beruht auf 
der internen Finanzplanung 2023-2027; Tranche II auf der internen Finanzplanung 2024-
2027 und für Tranche III wurden die strukturellen Konsolidierungsbeiträge vom LRH fortge
schrieben.  
 

Zusätzlich besteht im Haushalt 2026 noch eine nicht-ressortspezifische 
GMA in einer Gesamthöhe von 192 Mio. €. Diese muss im Haushaltsvoll
zug erwirtschaftet werden.  
 
GMA verringern die Transparenz - insbesondere im Hinblick auf die par
lamentarischen Budget- und Kontrollrechte. Dieses Instrument sollte nur in 
Ausnahmefällen genutzt werden. In Schleswig-Holstein wurden aber ab 
dem Haushaltsjahr 2025 globale Minderausgaben im großen Umfang ver
anschlagt. 
 
Das Finanzministerium sieht globale Minderausgaben als effizientes und 
bewährtes Mittel im Umgang mit knappen Finanzressourcen an.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Die Landesregierung sollte wieder 
zu der vorherigen Praxis zurückkehren und anstatt globaler Minderaus-
gaben die Ansätze realistisch veranschlagen, vor allem, wenn durch ziel
gerichtetere Haushaltsveranschlagungen im Rahmen der Konsolidierung 
die erwartbaren Beiträge zur GMA sinken dürften.  
 

6.3.2 Strukturelle Konsolidierungsmaßnahmen: Nicht immer zielführend 
 
Für eine dauerhafte Konsolidierung des Landeshaushalts sind allein die 
strukturellen Konsolidierungsmaßnahmen von Bedeutung. Das Finanz-
ministerium ordnet alle langfristigen Veränderungen von Haushaltsansät
zen in der Finanzplanung den strukturellen Konsolidierungsbeiträgen zu.  
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Diesen Ansatz teilt der LRH nicht. Die Anpassung von Haushaltsansätzen 
an den tatsächlichen Bedarf (durchschnittlicher Ist-Wert) erhöht lediglich 
die Haushaltswahrheit. Sie führen weder zu einer Absenkung von Ist-
Ausgaben noch zu einer Erhöhung von Ist-Einnahmen. Dieses wäre aber 
nach Auffassung des LRH Voraussetzung für eine strukturell wirkende 
Konsolidierung.  
 
Hingegen gelten als strukturelle Konsolidierungen - sofern sie durchgehal
ten werden - aus Sicht des LRH insbesondere solche, denen rechtliche 
Änderungen bzw. tatsächliche Kostensenkungen gegenüberstehen. Hierzu 
zählen folgende, in den bisherigen Tranchen gemeldete Maßnahmen: Im 
Schulbereich die angepassten Kontingentstundentafeln und die Gruppen
größen im DaZ-Bereich, die Erweiterung der Gruppengröße im Hort-
bereich, die Erhöhung der Landeswasserabgabe oder Maßnahmen im 
Bereich der Beihilfe. Diese Änderungen senken bzw. erhöhen langfristig 
die Ist-Ausgaben bzw. Ist-Einnahmen. 
 
Kritisch bewertet der LRH solche Konsolidierungsbeiträge, die die 
Leistungsansprüche Dritter betreffen, ohne die entsprechenden rechtlichen 
Änderungen. Die geringeren Bedarfe ergeben sich nicht aufgrund von 
rechtlichen Änderungen, sondern durch aktuell niedrigere Bedarfsprogno
sen. Externe Faktoren können die Bedarfe jederzeit wieder ansteigen las
sen. 
 
Das Finanzministerium hält dem entgegen, dass in jedem Haushaltsjahr 
Sachverhalte auftreten würden, in denen Leistungsberechtigte ihre gesetz
lichen Ansprüche nicht im erwarteten Umfang in Anspruch nehmen wür
den. Das jeweilige Ressort würde diesem Umstand insoweit Rechnung 
tragen, dass im Einzelfall damit auch Konsolidierungsmaßnahmen umge
setzt werden könnten. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Bewertung, dass dies nur Änderungen auf der 
Planungsebene bewirkt aber nicht mit tatsächlichen Einsparungen verbun
den sei. Dieses „Luft-aus-dem-Titel-lassen“ ändert nichts an den finanziel
len Verpflichtungen des Landes und stellt somit keine strukturelle Konsoli
dierung dar. Soll-Ist-Anpassungen sind schon aus Gründen der Haushalts-
wahrheit erforderlich. 
 

6.3.3 Beispiele nur vordergründiger Konsolidierungsmaßnahmen: Rück-
lagenentnahmen, Eingliederungshilfe und Versorgungsausgaben 
 
Nachfolgend werden einige Beispiele von Konsolidierungsbeiträgen dar
gestellt, bei denen der tatsächliche Konsolidierungserfolg offen ist:  
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Rücklagenentnahme 
 
Sofern das Land etwas zurücklegen kann, weil Ausgabenansätze nicht 
ausgeschöpft werden oder zusätzliche Einnahmen anfallen, können nach 
§ 62 Abs. 3 LHO1 Rücklagen gebildet werden. Diese dürfen nur für 
bestimmte Zwecke gebildet werden, soweit der Haushaltsplan dies 
zulässt.  
 
Fällt der Zweck weg, nutzt die Landesregierung die Rücklagen als allge
meine Deckungsmittel. Diese Mittel aus Rücklagenentnahmen finanzieren 
bisher nicht gedeckte Ausgaben und werden nicht für die Tilgung verwen
det.  
 
Die mit den Tranchen I bis III vom Finanzministerium dargelegten Konsoli
dierungsbeiträge von 519 Mio. € enthalten zu 21 % Rücklagenentnahmen. 
Das entspricht 110 Mio. €. In dieser Höhe hat die Landesregierung Hand
lungsbedarfe einmalig in den Jahren 2024 bis 2026 reduziert und aus ihrer 
Sicht damit konsolidiert.  
 
Jedoch wirken diese Konsolidierungsbeiträge nicht in die Zukunft. Ledig
lich verschiebt die Landesregierung strukturelle Kraftanstrengungen in 
Folgejahre.  
 
Eingliederungshilfe 
 
Das Sozialministerium hat Ausgaben für die Eingliederungshilfe als struk
turellen Konsolidierungsbeitrag für die Tranche II gemeldet.  
 
Obwohl weder Änderungen der bundesgesetzlichen Grundlagen vorliegen 
noch sich die Anzahl von Anspruchsberechtigten erkennbar reduziert hat, 
sollten 8 Mio. € in 2025 und danach bis 2028 jährlich ansteigende Beträge 
von bis zu 9 Mio. € eingespart werden.  
 
Im Detail wurde die Finanzplanung 2024 folgendermaßen fortgeschrieben:  
 

Erstattung der Kosten der Eingliederungshilfe in Mio. € 

Vorgesehener 
Ansatz 2025 

Ansatz 2025 nach  
Eingabe Tranche II 

Beitrag Konsolidie
rung 
Tranche II 2025 

Ansatz 2026 
nach Eingabe 
Tranche II 

938,9 930,8 -8,1 968,0 
Tabelle 15: Erstattung der Kosten der Eingliederungshilfe 
Quelle: interne Finanzplandaten des Finanzministeriums 

 

 
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 165. 
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Die tatsächliche Entwicklung des Haushaltsansatzes stellte sich mit dem 
zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2025 anders dar. Der Ansatz von 
931 Mio. € erhöhte sich auf 1.060 Mio. €. Der Nachfinanzierungsbedarf 
von 129 Mio. € ergab sich aus den Ende August vollständig vorliegenden 
kommunalen Abrechnungen.1 
 
Auf Ebene der Ist-Ergebnisse zeichnet sich ein ähnliches Bild ab: Nach 
vorläufigen Haushaltsdaten beträgt der Ist-Wert für 2025 1.059 Mio. €2 - 
die nachlaufende Abrechnung der Kommunen noch nicht einbezogen. 
Diese wird auch den Haushalt 2026 belasten, der inklusive Vorsorge mit 
einem Ansatz von 1.192 Mio. € noch zu niedrig plant. 
 
Das Finanzministerium legt Wert auf die Feststellung, dass nach damali
ger Einschätzung des Ressorts Haushaltsmittel der Eingliederungshilfe zur 
Konsolidierung zur Verfügung standen. 
 
Nach Auffassung des LRH zeigt gerade dieses Beispiel deutlich, dass sich 
Leistungsgesetze nicht als Konsolidierungsbeiträge eignen, wenn es 
weder auf Landes- noch auf Bundesebene entsprechende Gesetzesände
rungen gab. Somit dürfte diese Maßnahme auch nicht als Konsolidie
rungsbeitrag gewertet werden. Zudem dürften die Handlungsbedarfe in der 
Finanzplanung unterschätzt eingeplant sein. 
 
Neukonzeption der Versorgungsausgaben 
 
Das Verfahren der bedarfsgerechten Berechnung der Versorgungsaus-
gaben wurde neu konzeptioniert. Hierauf basierend hat das Finanzministe
rium in seiner Eckwerteplanung für 2026 die Versorgungsausgaben im 
Ansatz um 79,6 Mio. € gegenüber der Finanzplanung 2024 gesenkt.3 
Diese Differenz wird als strukturell aufwachsende Konsolidierungsmaß
nahme für Tranche III in 2026 gewertet.  
 
Die Entwicklung der Versorgungsausgaben zeigt, dass eine reine Progno
seanpassung bei gesetzlichen Verpflichtungen nicht die Ist-Ausgaben 
senkt und damit auch nicht als struktureller Konsolidierungsbeitrag geeig
net ist. Vielmehr wurde ein bestehendes Prognoseverfahren gegen ein 
neues im Sinne der Haushaltswahrheit ausgetauscht.  
 
Daneben erfährt dieser Ausgabenbereich eine zusätzliche Kostendynamik 
durch die Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3700.  
2  Vgl. Umdruck 20/5777. 
3   Vgl. Umdruck 20/4829. 
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zur Besoldung aus September 2025.1 Insoweit ist von einem dauerhaft er
höhten Niveau bei den Versorgungsausgaben auszugehen.  
 
Der LRH stellt fest, dass diese Position im Ergebnis nicht geeignet ist, sie 
als strukturelle Konsolidierungsmaßnahme zu nutzen - auch in der  
planungsorientierten Sichtweise des Finanzministeriums. Zumal diese 
Herausforderung schon zum Ende des Haushaltsaufstellungsverfahrens 
bekannt war. 
 

6.4 Controlling der Konsolidierung durch das Finanzministerium 
 
Das Controlling der Konsolidierung durch das Finanzministerium findet auf 
2 Wegen statt. Einerseits über die Überprüfungen der Konsolidierungs-
beiträge im Haushaltsaufstellungsverfahren und im Haushaltsvollzug, 
andererseits über die Eckwerteplanung der Ressortbudgets. 
 

6.4.1 Controlling im Haushaltsaufstellungsverfahren und Haushaltsvollzug  
 
Im Haushaltsaufstellungsverfahren überprüft das Finanzministerium die 
von den Ressorts angemeldeten Konsolidierungsmaßnahmen. Dieses 
gewählte Steuerungsverfahren über Konsolidierungstitel ist sehr aufwen
dig: 
Da Haushaltstitel über die Zeit verschoben, getrennt oder zusammen-
gelegt werden, ist eine Vergleichbarkeit erschwert. Zudem steigen Haus
haltsansätze inflationsbedingt an und es kommen neue Bedarfe hinzu. 
Auch müssen Deckungsfähigkeiten berücksichtigt werden. Für den Fall, 
dass sich Ausgabetitel trotz struktureller Konsolidierung zukünftig erhöhen, 
entscheidet das Finanzministerium, ob die vorgetragenen Gründe tragen.  
 
Um die strukturelle Wirkung titelscharf nachzuvollziehen, hat sich das 
Finanzministerium somit selbst ein aufwendiges Verfahren aufgebürdet. 
 

6.4.2 Controlling über die Eckwerteplanung der Ressortbudgets mit kurzer 
Halbwertszeit  
 
Nach § 27 Abs. 1 LHO beschließt die Landesregierung zur Vorbereitung 
der Haushaltsaufstellung auf Vorschlag des Finanzministeriums die  
Ressortbudgets, die in Summe die Eckwerte ergeben.  
 
Die angemeldeten Konsolidierungsbeiträge werden für die nächstjährige 
Eckwerteplanung der Ressorts erkennbar berücksichtigt. Hierdurch sinken 
die Ressortbudgets. 

 
1  BVerfG, Beschluss vom 17.09.2025, 2 BvL 5/18 u. a. 
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Entscheidend für eine erfolgreiche Konsolidierung ist jedoch die Umset
zung der Ressorteckwerte im Haushaltsaufstellungsverfahren. Seit 2023 
übersteigen die Ausgaben des verabschiedeten Haushalts die Eckwerte 
erheblich. 
 

 
Abbildung 15: Gesamtbudgets der Ressorts 
Quelle:  Haushaltsrunderlasse und Haushaltspläne des Landes 2013-2026, Ressortbudgets 
sind ohne Zinsausgaben und KFA 
 

Die Abweichung bewegt sich zwischen 1,2 und 2,4 Mrd. €. Die Differenzen 
übersteigen die seinerzeit geplanten Notkredite oder die neuen strukturel
len Verschuldungsmöglichkeiten und zusätzlichen LuKIFG-Mittel1 deutlich. 
 
Im verabschiedeten Haushalt ist die Konsolidierung auf Basis der Eck-
werte somit nicht mehr sichtbar.  
 

6.5 Empfehlungen des LRH 
 
Eine schrittweise Konsolidierung des Landeshaushalts bis 2030 ist auch 
aus Sicht des LRH notwendig, um die Ausgaben und Einnahmen wieder in 
Einklang zu bringen.  
 
Jedoch bedarf es hierzu vordringlich struktureller Ausgabesenkungen oder 
Einnahmeerhöhungen. Finanzwirksame Einsparungen erzielt man hinge
gen nur auf der Ebene der Ist-Ergebnisse.  
 
Tatsächlich schieben die Ressorts im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium derartige strukturelle Konsolidierungsbeiträge jedoch in die 

 
1  Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 

(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) vom 20.10.2025, 
BGBl. I 2025 Nr. 246. 
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Folgejahre. Denn sie ersetzen im Haushaltsaufstellungsverfahren diese 
durch nicht-strukturelle Beiträge. 
 
Vor allem Rücklagenentnahmen betrachtet der LRH in diesem Zusam
menhang kritisch. Zwar schließen auch diese die jeweiligen jährlichen 
Handlungsbedarfe, aber eine tatsächliche Konsolidierung ist dies nicht. Es 
liegt am Finanzministerium, diese Praxis einzudämmen. 
 
Das Finanzministerium legt dar, dass aus Sicht der Landesregierung 
nicht-strukturelle Konsolidierungsbeiträge die erforderliche Flexibilität in 
nachfolgenden Haushaltsjahren ermöglichen. 
 
Der LRH teilt grundsätzlich diese Sichtweise. Jedoch geht mit dieser 
Flexibilität die oben dargestellte Komplexität des Steuerungsprozesses 
einher.  
 
Konsolidierungen bei Haushaltsansätzen von bundesgesetzlichen Leis-
tungen sollten ohne Änderung der Ansprüche gänzlich ausgeschlossen 
werden. 
 
Eine Anpassung von Haushaltsplanansätzen an die Ist-Entwicklung ist 
schon im Sinne der Haushaltswahrheit notwendig und stellt keine struktu
relle Konsolidierung dar, insbesondere in Bereichen mit erhöhter Kosten
dynamik wie den Versorgungsausgaben oder der Eingliederungshilfe. 
 
Die mit den Leitlinien der Haushaltskonsolidierung vorgestellten Maßnah
men unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Wirkung. Während der Konsoli
dierungspfad überwiegend die Planungsebene betrachtet, wirken sich die 
umgesetzten Maßnahmen zulasten der Sondervermögen unmittelbar auf 
den Haushalt aus. Hierbei nimmt die Landesregierung eine reduzierte Vor
sorge bewusst in Kauf. 
 
Die Ziele der Konsolidierung können erreicht werden, wenn die Landes-
regierung sich im Haushaltsaufstellungsverfahren wieder eng an ihre Eck
werteplanung hält. Zudem sollten Bedarfe frühzeitig im Rahmen der Eck
werte und der Finanzplanung an die Einnahmen angepasst werden. 
 
Vor allem muss die Landesregierung aber ihre selbstgesteckten Ziele 
erreichen. Denn die Landesregierung steht absehbar vor weiteren Heraus
forderungen bei Personalausgaben, höheren Zinsausgaben und aufgrund 
des Zukunftspaktes II für das UKSH. Sie muss daher sowohl die Konsoli
dierungsanstrengungen intensivieren als auch diese transparenter und 
übersichtlicher darstellen, insbesondere für den Landtag. 
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Aus Sicht des Finanzministeriums sind die Konsolidierungsmaßnahmen 
im jeweiligen Haushaltsaufstellungsverfahren Gegenstand der konkreten 
Beschlussfassung des Parlaments. Der komplexe Steuerungsprozess 
werde gegenüber dem Parlament fortlaufend transparent dargestellt. 
 
Der LRH stellt dies infrage. Eine vollständige Aufstellung der Konsolidie
rungsbeiträge einschließlich der Folgemaßnahmen und Anrechnungs-
beträge liegt dem Landtag nicht vor.   
 
Insgesamt sollte sich die Landesregierung fragen, ob die bisher von ihr 
verfolgte Konsolidierungsstrategie tatsächlich geeignet ist, das Ziel von  
einer Mrd. € von 2025 bis 2030 zu erreichen. Zumal die jährlichen Hand
lungsbedarfe weiter anwachsen auf rund 2 Mrd. € im Jahr 2035.1 Dabei 
teilt der LRH die zugrunde liegende Einschätzung, dass ohne eine spürba
re Konsolidierung mittelfristig ein nur noch äußerst schwer handhabbares 
Finanzierungsdefizit droht. Aber schon in den aktuellen Tranchen wird im 
Schwerpunkt auf Ansatzkorrekturen wie bei den Versorgungsausgaben 
gesetzt. Zudem soll mit dem zweiten Nachtragshaushalt 2026 bereits wie
der eine der wenigen im Ist wirkenden Konsolidierungsmaßnahmen, näm
lich die Streichung von 200 Lehrerstellen, zurückgenommen werden.  
Erkennbare Ersatzmaßnahmen finden nicht statt. All dies gibt Anlass zur 
Skepsis, dass das Konsolidierungsziel erreicht wird. Damit das Projekt 
sinnvoll fortgesetzt werden kann, braucht es neben der Transparenz  
gegenüber dem Haushaltsgesetzgeber einen belastbaren konzeptionellen 
Rahmen.  

  

 
1  Vgl. Anlage 1 der Medieninformation des Finanzministeriums vom 10.03.2026. 
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7. Beurlaubung von Beamten ohne Dienstbezüge - Defizite 
beseitigen 

 
In Einzelfällen verstießen Ressorts durch die Bewilligung bean
tragter Beurlaubungen gegen geltende Bestimmungen. 
 
Sachgerechte und dokumentierte Prüfungen der Tatbestands-
voraussetzungen sind bei Beurlaubungen die Ausnahme. Teil
weise gewährten die Ressorts Beurlaubungen über mehr als 
10 Jahre. Diese erfolgten ohne erkennbare Prüfung, ob dienstliche 
Belange entgegenstehen und Ermessenserwägungen angestellt 
wurden. 
 
Vereinzelt wurden Beamte während einer laufenden Beurlaubung 
befördert. Einheitliche und restriktive Vorgaben für die Ressorts 
existieren nicht. Die Staatskanzlei sollte die Personalpraxis in 
der Landesverwaltung daher kritisch prüfen und für alle Res
sorts einheitliche Regelungen vorgeben. 
 
Die Ressorts müssen geltende Bestimmungen einhalten und die 
Bearbeitungsqualität verbessern. Durch Beurlaubungen entste
hende finanzielle Auswirkungen bei der Versorgung müssen 
stärker in den Blick genommen werden. 
 

7.1 Ausgangslage  
 
Beamten kann auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge gewährt werden 
(Beurlaubung). Während der Beurlaubung besteht das Beamtenverhältnis 
mit den wesentlichen Rechten und Pflichten fort. Lediglich von der Dienst
leistungspflicht ist der Beamte entbunden. 
 
Für Beurlaubungen existiert eine Vielzahl von Anspruchsgrundlagen in 
unterschiedlichen Gesetzen: 
 
Das Landesbeamtengesetz (LBG)1 sieht unter anderem eine sachgrundlose 
Beurlaubungsmöglichkeit von bis zu 6 Jahren2 vor. Weitere Beurlau
bungsmöglichkeiten bestehen bei bestimmten familiären Voraussetzun
gen3 und ab der Vollendung des 50. Lebensjahres.4 Beabsichtigt ein Be
amter, eine der oben genannten Beurlaubungsmöglichkeiten zu nutzen, 

 
1 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 26.03.2009, zuletzt geändert am 13.12.2023, (GVOBl. 

Schl. H. S. 634). 
2 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 1 LBG. 
3 Vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 2 LBG. 
4 Vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG (Altersurlaub). 
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muss ihn der Dienstherr auf die Folgen für seine Ansprüche aufgrund be
amtenrechtlicher Regelungen hinweisen.1 § 65 LBG regelt zudem grund
sätzlich, dass kumulierter Urlaub nach den oben genannten Beurlaubungs
tatbeständen die Dauer von maximal 17 Jahren nicht überschreiten darf.2 
 
Die Sonderurlaubsverordnung (SUVO)3 sieht ergänzend weitere Beurlau
bungsmöglichkeiten vor, unter anderem in „besonderen Fällen“4 sowie zur 
Übernahme einer Lehrtätigkeit an deutschen Auslandsschulen, Europa
schulen oder im Nordschleswigschen Schuldienst.5 
 

7.2 Wesentliche Prüfungsergebnisse: Viel Potenzial für Verbesserungen  
 
Das Dienstleistungszentrum Personal Schleswig-Holstein (DLZP) kann mit 
der Software KoPers auswerten, wie viele Beamte auf Basis welcher 
Urlaubstatbestände für welchen Zeitraum beurlaubt wurden. Grundvoraus
setzung dafür ist, dass die Personalsachbearbeiter der Ressorts die Daten 
ordnungsgemäß in KoPers eingeben. 
 
Dies erfolgt nicht durchgehend. 
 
Insgesamt 67 Personalfälle6 aus den Ressorts wurden auf Basis einer 
vom DLZP erstellten Gesamtliste aller Beurlaubungen ab dem 01.01.2019 
geprüft. 
 
Bereits die Sichtung der Gesamtliste zeigte, dass zum Teil 
 
• die zugrundeliegenden Urlaubstatbestände nicht und 
• Zeiträume offenkundig7 falsch eingetragen wurden. 
 
Ergänzend teilten Ressorts mit, dass es nicht der dortigen Verwaltungs
praxis entspreche, Beurlaubungen kürzerer Dauer bei KoPers einzugeben.8 
 
Eine verlässliche Auswertung von Beurlaubungen aus KoPers ist mangels 
lückenloser Erfassung daher nicht möglich. 
 

 
1 Vgl. § 66 Abs. 1 LBG. 
2 Teilzeitbeschäftigungen mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit sind eben

falls auf die Höchstfrist anzurechnen. 
3 Sonderurlaubsverordnung (SUVO) vom 29.11.2018, GVOBl. Schl. H. 2018 S 796, zuletzt 

geändert am 14.12.2021, GVOBl. Schl. H. S. 1546. 
4 Vgl. § 19 SUVO. 
5 Vgl. § 17 SUVO. 
6 Den Personalfällen lagen teilweise mehrere Beurlaubungen zugrunde. In diesen Fällen 

wurden alle Beurlaubungen geprüft. 
7 Vielfach wurden etwa Beurlaubungen bis ins Jahr 2098 und 2099 angegeben. 
8 Vorrangig betroffen sind Beurlaubungsfälle, in denen Dienstbezüge fortgezahlt werden. 
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Von 67 geprüften Personalfällen waren lediglich 9 fehlerfrei. Bei den 58 feh-
lerhaften Fällen wurden in 30 Fällen Ermessenserwägungen entweder nicht 
angestellt oder zumindest nicht dokumentiert. Weitere Fehler waren unter 
anderem: 
 
• Es erfolgten Beurlaubungen auf Basis nicht anwendbarer Tatbestände. 
• Entgegenstehende dienstliche Interessen wurden - insbesondere im 

Hinblick auf die Länge der Beurlaubung - nicht geprüft. 
• Vorgesehene Hinweispflichten wurden nicht eingehalten. 
 
Feststellungen ergaben sich überdies zu Beförderungen, die während noch 
laufender Beurlaubungen erfolgten, und zu versorgungsrechtlichen Aspek
ten. 
 

7.2.1 Beurlaubungstatbestände - einschlägige Norm erfassen und richtig 
anwenden 
 
Der LRH hat festgestellt, dass bei der Bearbeitung der Beurlaubungs-
anträge in den Ressorts verschiedene Fehler aufgetreten sind. 
 
Vereinzelt versäumten es die Ressorts, gesetzgeberische Änderungen in 
der Sachbearbeitung unmittelbar nachzuvollziehen. So bewilligte das Innen-
ministerium einen Beurlaubungsantrag mehr als 10 Monate nach Inkraft
treten einer novellierten Regelung auf Basis der nicht mehr existierenden 
Norm. 
 
Der Beurlaubungstatbestand des § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG (Altersurlaub) sieht 
eine Prüfung vor, ob dienstliche Belange der Beurlaubung entgegenstehen. 
Erst wenn dies nicht der Fall ist, darf eine Ermessensentscheidung über 
den Antrag getroffen werden. 
 
Nur in wenigen Fällen war erkennbar, dass eine Prüfung möglicher entge
genstehender dienstlicher Belange stattgefunden hat. Soweit Akten Ver-
merke über eine Tatbestandsprüfung enthielten, deuteten Formulierungen 
wie „ist zu gewähren“ darauf hin, dass Ermessenerwägungen nicht ange
stellt wurden. Im Ergebnis wurde kein Beurlaubungsantrag wegen entge
genstehender dienstlicher Belange endgültig abgelehnt. 
 

7.2.2 Hinweispflichten - ordnungsgemäß erfüllen 
 
Den nach § 66 Abs. 1 LBG vorgeschriebenen Hinweispflichten genügten 
die Ressorts in keinem der geprüften Personalfälle vollumfänglich. 
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Nur im Bildungsministerium war aufgrund des dort verwendeten Beurlau
bungsvordrucks nachweisbar, dass auf beamtenrechtliche Folgen vor der 
Stellung des Beurlaubungsantrags hingewiesen wurde. Der Vordruck deckt 
die Hinweispflichten allerdings nicht vollständig ab: Unter anderem geht er 
nicht auf die laufbahnrechtlichen Folgen und die Auswirkungen für (Erho
lungs-) Urlaubsansprüche ein. 
 
Die oben geschilderte Feststellung ist bedenklich: Verletzt der Dienstherr 
seine Hinweispflichten, kann der Beamte gestellte Beurlaubungsanträge ge
gebenenfalls wegen Irrtums anfechten oder wegen Nichterfüllung der Hin
weispflichten Schadenersatzforderungen stellen.1 
 

7.2.3 Beurlaubungszeiträume - zulässige Länge hinterfragen 
 
Bereits laufende Beurlaubungen wurden von den Ressorts häufig verlän
gert. 
 
Durch einzelne oder die Kombination verschiedener Beurlaubungstatbe
stände gewährten Ressorts in mehreren Fällen durchgehende Beurlau
bungen von mehr als 10 Jahren. 
 
In einem Fall wurde eine Beamtin - aufgrund der Beurlaubung für den 
Schuldienst in Nordschleswig - für einen durchgehenden Zeitraum von ins-
gesamt 40 Jahren beurlaubt.2 Eine weitere Beamtin der Steuerverwaltung 
wird aufgrund von Elternzeiten und bereits genehmigten Beurlaubungen 
für einen Zeitraum von 31 Jahren keinen aktiven Dienst versehen. Die 
Steuerverwaltung bewilligte hier eine Überschreitung der Beurlaubungs
höchstdauer von 17 Jahren unter anderem mit dem Argument, dass nach 
der bereits längeren Abwesenheit eine Rückkehr in den Dienst nicht zu
mutbar sei. 
  
Der LRH erkennt an, dass es im Einzelfall Gründe für lange Beurlaubungs-
zeiten geben kann und Beurlaubungen auch im Interesse des Landes sein 
können. 
 
Gleichwohl: Langfristige Beurlaubungen stehen im Spannungsfeld mit den 
hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums.3 Sie erschweren 
eine Wiedereingliederung in den Dienstbetrieb und führen selbst bei sehr 

 
1  Vgl. beispielhaft BVerwG, Beschluss vom 29.06.2016 - 2 B 118.15. 
2  Bei Lehrkräften für den Schuldienst in Nordschleswig ist - anders als bei Auslandsdienst

lehrkräften oder Ortslehrkräften - nicht vorgesehen, dass während der Beurlaubung ledig
lich ein hälftiger Versorgungszuschlag vom Bund gezahlt wird (vgl. dazu Tz. 7.2.5). Der 
Bund trägt die Aufwendungen vollständig. 

3  Grundsatz der Hauptberuflichkeit und Grundsatz des vollen persönlichen Einsatzes.  
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langen Beurlaubungszeiten nicht dazu, dass die festgelegte Mindestver
sorgung im Ruhestand unterschritten wird. 
 
Bei Beurlaubungstatbeständen, die den Ressorts eine Ermessensentschei-
dung einräumen, konnte in keinem Fall festgestellt werden, dass die Länge 
der bereits bestehenden Beurlaubungen in die Erwägungen eingeflossen 
ist und zu einer Ablehnung des Antrags führte. 
 

7.2.4 Beförderungen während der Beurlaubungen - restriktiv und einheit
lich handhaben 
 
Teilweise erfolgten Beförderungen während einer laufenden Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge. Die Kommentierung zum LBG1 weist darauf hin, dass 
es unter bestimmten Voraussetzungen der Personalpraxis der Landesver
waltung entspreche, Beförderung während einer Beurlaubung ohne Dienst-
bezüge vorzunehmen. 
 
Eine für alle Ressorts verbindliche Vorgabe für diese Personalpraxis wurde 
nicht festgestellt. Für die Beförderungspraxis bei Beurlaubungen für den 
Schuldienst in Nordschleswig verfügt das Bildungsministerium über eine 
eigene Richtlinie. Restriktionen, dass Beförderungen nur vorzunehmen sind, 
wenn die Beurlaubung zeitnah endet, enthält die Richtlinie nicht. 
 
Aus einer Beförderung während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
folgen nicht unmittelbar höhere Personalausgaben. Wird ein Beamter wäh
rend der Beurlaubung auf Dauer dienstunfähig, erhält er aber gegebenen
falls Versorgungsbezüge aus einem Amt heraus, in dem er nicht einen Tag 
Dienst geleistet hat. Die Staatskanzlei sollte die Personalpraxis in der 
Landesverwaltung daher kritisch prüfen und für alle Ressorts einheitliche 
Regelungen vorgeben. 

 
7.2.5 Versorgungsrechtliche Aspekte stärker in den Blick nehmen 

 
Nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein 
(SHBeamtVG)2 ist die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge grund
sätzlich nicht ruhegehaltfähig. 
 
Die Zeit der Beurlaubung kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksich
tigt werden. Geht der Beamte während der Beurlaubung einer Erwerbstätig-

 
1  Vgl. Praxis der Kommunalverwaltung Schleswig-Holstein C-17, LBG § 62 2.4.2, beck-

online. 
2  Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Versorgung der Beamtinnen und Beamten 

sowie Richterinnen und Richter (Beamtenversorgungsgesetz Schleswig-Holstein - 
SHBeamtVG) vom 26.01.2012, zuletzt geändert am 29.01.2025 (GVOBl. Schl. H. 2025 
Nr. 17). 
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keit nach, ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass ein Versorgungs
zuschlag - also eine „Ausgleichszahlung“ für die dem Land entstehenden 
Versorgungslasten - gezahlt wird. Nur im Einvernehmen mit dem Finanz
ministerium kann die oberste Dienstbehörde des Beamten auf die Erhe
bung eines Versorgungszuschlags verzichten. 
 
Für die Tätigkeit als Auslandsdienstlehrkraft oder Ortslehrkraft an einer 
Deutschen Auslandsschule hat das Finanzministerium eine Ausnahme in 
den Verwaltungsvorschriften zum Beamtenversorgungsgesetz vorgesehen: 
Zeiten der Beurlaubung werden generell als ruhegehaltfähig anerkannt, 
wenn der Bund - auf Basis einer bestehenden Vereinbarung - für die Zeit 
der Beurlaubung den Versorgungszuschlag auf der Grundlage der halben 
Bemessungsgrundlage übernimmt. 
 
Durch die Halbierung der Bemessungsgrundlage finanziert das Land die 
Tätigkeit einer Auslandsdienstlehrkraft oder Ortslehrkraft spätestens mit 
Beginn der Zahlung von Versorgungsbezügen mit. Aufgrund der modifi
zierten Bemessungsgrundlage entgehen dem Land pro Lehrkraft und Jahr 
rein rechnerisch mindestens 9.800 €. 
 

7.3 Fazit 
 
Um die beschriebenen Defizite zu beseitigen, müssen die Ressorts ver
schiedene Maßnahmen ergreifen: 
 
Neben der Eingabequalität in KoPers muss die Personalsachbearbeitung 
deutlich verbessert werden. Dies bedingt unter anderem, dass 
 
• die Prüfung von Tatbestandmerkmalen ordnungsgemäß durchgeführt 

und Ermessen erkennbar ausgeübt wird und 
• die Grundsätze der Aktenführung im Hinblick auf Vollständigkeit und 

Nachvollziehbarkeit der Akten stärker beachtet werden. Dies gilt insbe
sondere auch für gegebenenfalls erhaltene Versorgungszuschlagszah
lungen. 

 
Die Staatskanzlei sollte prüfen, ob den Ressorts ein einheitliches Antrags
formular für Beurlaubungen mit den wichtigsten Tatbeständen zur Verfü
gung gestellt werden kann. Ein solches Formular könnte neben Bearbei
tungsfeldern, mit denen die Prüfung der Tatbestandsmerkmale dokumen-
tiert werden kann, als Anlage alle nach § 66 Abs. 1 LBG erforderlichen 
Hinweise enthalten. 
 
Die Staatskanzlei kündigt an, mit den Personalreferenten der Ressorts zu 
erörtern, ob und gegebenenfalls in welcher Form ein einheitlicher Vordruck 
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eingeführt werden soll. Das Bildungsministerium beabsichtigt, die  
Hinweispflichten in seinem Vordruck zu ergänzen. Soweit ein landesein
heitlicher Vordruck entwickelt wird, werde es diesen einführen. 
 
Der LRH bestärkt Staatskanzlei und Bildungsministerium in ihrem beab
sichtigten Vorgehen. Die Erörterung mit den Personalreferenten sollte die 
Staatskanzlei zügig angehen. 
 
Bei der Länge von Beurlaubungen müssen die Ressorts folgenden Grund
satz beachten: Je länger Beurlaubungen andauern, umso rechtfertigungs
bedürftiger ist in der Regel eine bewilligende Entscheidung. Die Staats
kanzlei sollte prüfen, ob die in § 65 LBG geregelte Höchstdauer wieder auf 
15 Jahre gesenkt werden soll. 
 
Die Staatskanzlei weist darauf hin, dass die derzeitige Höchstdauer der 
Beurlaubung von 17 Jahren auf die auf das vollendete 67. Lebensjahr an
gehobene Altersgrenze zurückzuführen sei. Bei einer Absenkung ent-
stünde eine rechnerische Lücke zwischen dem Antragsalter „Vollendung 
des 50. Lebensjahres“ für eine Beurlaubung nach § 64 Abs. 1 Nr. 2 LBG  
(Altersurlaub) und der angehobenen Altersgrenze. 
 
Der LRH merkt an, dass ein Antrag auf Altersurlaub in anderen Bundes
ländern1 nicht bereits mit der Vollendung des 50. Lebensjahres, sondern 
erst deutlich später gestellt werden kann. Die Entstehung einer rechneri
schen Lücke könnte folglich durch ein angepasstes Antragsalter vermieden 
werden. 
 
Beförderungen während laufender Beurlaubungen sollten restriktiv durch
geführt werden. Neben der Frage, wie lange der Beamte bereits beurlaubt 
ist, sollte berücksichtigt werden, wann der Beamte in den aktiven Dienst 
zurückkehrt und sich im neuen Statusamt bewähren kann. Die Staatskanz
lei sollte dies in einem Erlass einheitlich regeln. 
 
Die Staatskanzlei weist darauf hin, dass einheitliche Vorgaben zu Beför
derungen notwendigen Einzelfallentscheidungen nicht gerecht werden. Auf-
grund bereits bestehender und in Zukunft weiterzuentwickelnder normati
ver Regelungen seien entsprechende Vorgaben auch nicht erforderlich. 
Die Prüfung des LRH habe aber Anlass gegeben, die Sensibilität für die 
Einhaltung der bestehenden Regelungen zu erhöhen. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Ein Erlass, der Voraussetzungen 
und Restriktionen für Beförderungen während einer Beurlaubung für die 

 
1  Etwa in Berlin und in Thüringen. 
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Ressorts zusammenfasst, trägt zu einem landeseinheitlichen Vorgehen 
bei. Soweit in Einzelfallentscheidungen ein abweichendes Vorgehen erfor
derlich sein sollte, wäre dies entsprechend zu begründen. 
 
Vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage gilt zudem: Erhält 
das Land bei Anerkennung der Ruhegehaltfähigkeit der Beurlaubung keine 
oder nur anteilige Versorgungszuschläge, sollten die Ressorts gerade län
gere Beurlaubungen sehr kritisch betrachten. Bei Auslandsdienstlehrkräften 
und Ortslehrkräften sollte die Staatskanzlei mit dem Bund in Verhandlun
gen über die Zahlung der Versorgungszuschläge auf Basis einer höheren 
Bemessungsgrundlage eintreten.  
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8. Immer wieder Verzögerungen und Probleme bei elek-
tronischen Verfahren in der Steuerverwaltung 

 
Ein elektronischer Versand von Kontrollmitteilungen ist innerhalb 
der Steuerverwaltung immer noch nicht möglich. Kontrollmittei
lungen werden ausgedruckt und in Papierform versandt. Dies ist 
nicht zeitgemäß, fehleranfällig, bindet Personal und verursacht 
unnötige Kosten. 
 
Durch das neue Plattformen-Steuertransparenzgesetz soll die 
Steuerverwaltung umfangreiche Daten über Umsätze auf Online-
Plattformen erhalten. Das Finanzministerium muss rechtzeitig 
die personellen, organisatorischen und technischen Vorausset
zungen schaffen, damit die Steuerverwaltung die zu erwartende 
Datenflut effizient bewältigen kann. 
 

8.1 Prüfungsgegenstand 
 
Die Umsätze auf Online-Plattformen nehmen stetig zu. So haben z. B. 
2024 Gäste aus dem In- und Ausland über 4 große Online-Plattformen 
insgesamt 60,4 Mio. Übernachtungen in Ferienunterkünften in Deutsch
land gebucht.1 
 
Einkünfte aus der Vermietung von Ferienunterkünften sind als Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung oder aus Gewerbebetrieb einkommen
steuerpflichtig.2 Zusätzlich sind kurzfristige Vermietungen umsatzsteuer
pflichtig.3 
 
Bis 2023 hatten die Finanzämter keine Möglichkeit zu erkennen, ob Ver
mieter die durch die Buchung von Ferienunterkünften über Online-Platt-
formen erzielten Umsätze und Gewinne in ihren Steuererklärungen ange
geben hatten. Seit dem 01.01.2023 gilt eine neue Rechtslage. Nach dem 
Plattformen-Steuertransparenzgesetz (PStTG)4 sind Betreiber digitaler Platt-
formen nunmehr verpflichtet, Daten an das Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) zu liefern, von wo aus sie an die Länderfinanzbehörden weitergelei
tet werden sollen. Die ersten Datenlieferungen nach dem PStTG erhielt 
das BZSt im 1. Quartal 2024. 
 

 
1  Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung vom 07.05.2025. 
2  § 2 Abs. 1 Nr. 2 bzw. Nr. 6 Einkommensteuergesetz. 
3  § 1 Abs. 1 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz. 
4  Gesetz über die Meldepflicht und den automatischen Austausch von Informationen melden-

der Plattformbetreiber in Steuersachen (Plattformen-Steuertransparenzgesetz - PStTG) 
vom 20.12.2022, BGBl. I S. 2730. 
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Für die Vorjahre standen derartige Daten nicht zur Verfügung. 2015 hatte 
die Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg daher federführend 
für alle Länder über das BZSt ein Gruppenauskunftsersuchen an den Be-
treiber einer Online-Plattform gestellt. Nach einem längeren Gerichtsver
fahren wurden schließlich 2020 Daten für 2012 bis 2014 übermittelt. Auf 
Schleswig-Holstein entfielen dabei 147 Datensätze. 
 
Nach einem zweiten Gruppenauskunftsersuchen wurden 2023 weitere 
206.647 Datensätze für 2017 bis 2019 an die Steuerverwaltung in Schles
wig-Holstein übermittelt. Für 2020 bis 2022 wurde bereits eine weitere 
Datenlieferung angekündigt. 
 
Der LRH hat geprüft, wie die Steuerverwaltung in Schleswig-Holstein mit 
den zugelieferten Daten verfahren ist und mit den Datenlieferungen in Zu
kunft umgegangen werden soll. Hierzu hat er örtliche Erhebungen im Fi
nanzministerium Schleswig-Holstein, im Finanzamt für zentrale Prüfungs
dienste (ZPD) und in 12 Finanzämtern durchgeführt. 
 

8.2 Zuständigkeit in Schleswig-Holstein 
 
In Schleswig-Holstein ist die Steueraufsicht im ZPD für die Bearbeitung 
der zugelieferten Daten zuständig. Zum Zeitpunkt der örtlichen Erhebun
gen des LRH gehörten ihr insgesamt 21 Steuerfahnder an. Die Tätigkeit 
der Steueraufsicht erstreckt sich auf steuerliche und strafrechtliche Ermitt
lungen bei bisher unbekannten steuerlichen Sachverhalten. 
 

8.3 Umgang mit den Datenlieferungen im ZPD 
 
Die Steueraufsicht konnte die zugelieferten Daten 2.575 Steuerpflichtigen 
in Schleswig-Holstein zuordnen. Die Ermittlung der Steuerpflichtigen gestal-
tete sich hierbei teils sehr zeitaufwendig, da die Datensätze nicht immer 
eine eindeutige Identifizierung zuließen. Zum Teil war eine Zuordnung 
nicht möglich, da z. B. keine Klarnamen benutzt worden waren. 
 
Im Anschluss wertete die Steueraufsicht die Daten durch einen Abgleich 
mit den Angaben der Steuerpflichtigen in ihren Steuererklärungen aus. 
Anschließend übermittelte sie 1.433 Kontrollmitteilungen zur weiteren Prü
fung an verschiedene Stellen der Steuerverwaltung in Schleswig-Holstein 
und zuständigkeitshalber auch in anderen Ländern. 
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Mangels geeigneter elektronischer Verfahren musste die Steueraufsicht alle 
Kontrollmitteilungen ausdrucken und in Papierform versenden. Die Kon
trollmitteilungen bestehen aus 
 
• einem 3-seitigen Anschreiben, 
• einem Rückmeldebogen sowie  
• einer Aufstellung der den Steuerpflichtigen betreffenden vom Plattform

betreiber übermittelten Daten. 
 
Es werden demnach für jede einzelne Kontrollmitteilung mindestens 
5 Seiten ausgedruckt. Dies ist nicht zeitgemäß, führt zu einem hohen zeit
lichen Aufwand und verursacht unnötige Kosten. Die Bearbeitung der Ein
zelfälle wird so immens verzögert. 
 
Der LRH erwartet, dass sich das Finanzministerium im Rahmen seiner 
Möglichkeiten auf Bund-Länder-Ebene dafür einsetzt, die Einführung eines 
elektronischen Kontrollmitteilungsverfahrens voranzubringen. 
 
Unabhängig von der Einführung eines bundeseinheitlichen elektronischen 
Kontrollmitteilungsverfahrens hätte das Finanzministerium der Steuerauf
sicht geeignetes Handwerkzeug für die Ausfertigung von Kontrollmitteilun
gen zur Verfügung stellen müssen. Notfalls hätte unter Einbeziehung des 
Amtes für Informationstechnik (AIT) ein internes Verfahren eingerichtet 
werden können, um den zeitaufwendigen Prozess beim Erstellen und Ver
senden der Kontrollmitteilungen zu vermeiden. 
 
Das Finanzministerium teilt die Einschätzung des LRH und hält die Um
stellung auf einen elektronischen Versand von Kontrollmitteilungen für wich-
tig. Es setzt sich daher für eine bundeseinheitliche Umstellung nachdrück
lich ein. Die Einrichtung eines internen Verfahrens für Schleswig-Holstein 
hätte Zeit und Personal gefordert und Synergieeffekte der erstrebten bun
deseinheitlichen Lösung gefährdet. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Solange es kein bundeseinheitli
ches elektronisches Verfahren zum Versand von Kontrollmitteilungen gibt, 
hätte das Finanzministerium in dieser Situation für eigene interne Lösungen 
unter Nutzung der vorhandenen technischen Möglichkeiten sorgen müssen. 
 

8.4 Bearbeitung der Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern 
 
Die Steueraufsicht hat insgesamt 1.030 Kontrollmitteilungen an die übrigen 
Finanzämter in Schleswig-Holstein versandt. Der LRH hat anhand von Ein-
zelfällen geprüft, wie die Finanzämter mit diesen Kontrollmitteilungen um
gegangen sind. 
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8.4.1 Die Vorgaben wurden nicht eingehalten 
 
Die Bearbeitung von Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern ist in Erlas
sen des Finanzministeriums geregelt. Sie entsprach jedoch häufig nicht 
den dort gemachten Vorgaben. 
 
Nicht beachtet wurde unter anderem, dass die Kontrollmitteilungen bei 
steuerlich geführten Personen in den sogenannten Festsetzungsnahen Da
ten zu speichern und mit der Steuererklärung abzulegen sind. Hiermit soll 
insbesondere sichergestellt werden, dass die Informationen auch bei der 
nächsten Veranlagung beachtet werden. Auch hier wirkt sich aus, dass die 
Kontrollmitteilungen weiterhin in Papierform erstellt werden. Dies führt in 
den Finanzämtern zu einem erheblichen Arbeitsaufwand, uneinheitlichen 
Arbeitsabläufen und zeitlichen Verzögerungen. 
 
Solange kein elektronisches Verfahren zur Verfügung steht, sollte das 
Finanzministerium zumindest darauf hinwirken, dass in den Finanzämtern 
mit Papiereingängen einheitlich verfahren wird und alle Daten in der elekt
ronischen Akte gespeichert werden. 
 
Zudem wurden die Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern oft nur ober
flächlich geprüft. So unterblieb die vorgegebene Prüfung, ob die erklärten 
Einkünfte mit denen in der Kontrollmitteilung übereinstimmten. Es wurde 
nicht einmal weiter geprüft, wenn das Finanzamt zuvor Einkünfte nur 
geschätzt hatte. Nachfragen beim Steuerpflichtigen gab es in keinem Fall. 
Auch wurde in keinem Fall geprüft, ob gegebenenfalls eine Umsatzsteuer- 
oder eine Gewerbesteuerpflicht bestehen könnte.  
 
Weiterhin fehlte es in den Akten häufig an der notwendigen Dokumentation, 
sodass nicht nachvollziehbar war, ob und wie der Bearbeiter die Kontroll
mitteilung ausgewertet hatte.  
 
Die Finanzbehörden haben die Steuern nach Maßgabe der Gesetze gleich-
mäßig festzusetzen und zu erheben. Insbesondere haben sie sicherzustel
len, dass Steuern nicht verkürzt, zu Unrecht erhoben oder Steuererstat
tungen und Steuervergütungen nicht zu Unrecht gewährt oder versagt 
werden.1 Vorhandenes Kontrollmaterial muss ausgewertet werden. Ande
renfalls können steuerliche Auswirkungen und eventuelle strafrechtlich 
relevante Gesichtspunkte nicht erkannt werden. Hinzu kommt, dass der 
erhebliche Arbeitsaufwand in der Steueraufsicht konterkariert wird, wenn 
die Kontrollmitteilungen in den Finanzämtern nicht geprüft werden.  
 

 
1  § 85 Abgabenordnung. 
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Der LRH fordert das Finanzministerium auf, darauf hinzuwirken, dass die 
Vorgaben zur Prüfung von Kontrollmitteilungen zukünftig eingehalten wer
den. 
 
Das Finanzministerium teilt mit, dass auch nach seiner Einschätzung die 
Kontrollmitteilungen einheitlich und nachvollziehbar abgelegt sein sollten. 
Dies entspreche einem geordneten Verwaltungsverfahren und ermögliche 
eine professionelle Bearbeitung. Das Finanzministerium nehme die Sensi
bilisierung der Finanzämter hinsichtlich der geltenden Dienstanweisungen 
weiterhin ernst und werde auf eine einheitliche Umsetzung der Vorgaben 
hinwirken. 
 

8.4.2 Eine Rückmeldung an die Steueraufsicht ist erforderlich  
 
Es war den Finanzämtern freigestellt, ob sie den den Kontrollmitteilungen 
beigefügten Rückmeldebogen über das Ergebnis der Prüfung an das ZPD 
zurücksenden. 
 
Die Prüfung ergab, dass aus den Finanzämtern häufig keine Rückmeldung 
an das ZPD erfolgte, obwohl die Kontrollmitteilungen ausgewertet worden 
waren. 
 
Das ZPD ist den Finanzämtern gegenüber nicht weisungsbefugt. Es kann 
daher nur darum bitten, die Fälle zu bearbeiten und eine Rückmeldung 
über das Ergebnis zu geben. Auf die Arbeitsabläufe in den Finanzämtern 
hat das ZPD keinen Einfluss. 
 
Um den Erfolg der Arbeit beurteilen zu können, sind Rückmeldungen - ins-
besondere über die erzielten Mehrergebnisse - unverzichtbar. Zudem ver
setzen Rückmeldungen das ZPD in die Lage, zu beurteilen, inwieweit die 
gefertigten Kontrollmitteilungen sinnvoll waren und inwieweit es zielführend 
ist, weitere Kontrollmitteilungen zu fertigen. Hinweise aus den Finanzämtern 
können zudem helfen, diese zu verbessern. 
 
Der LRH empfiehlt, die Rückmeldungen der Finanzämter an die Steuer
aufsicht verpflichtend zu machen und in die Dienstanweisung für die Ver
anlagungsstellen aufzunehmen. 
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung, dass Rückmeldungen der 
Veranlagungsfinanzämter über das Ergebnis der Prüfung an das ZPD der 
Steueraufsicht die Einschätzung ermöglichen, wie wirksam Kontrollmittei
lungen sind und wie sie künftige Prüffelder zielgerichtet weiterentwickeln 
kann. Vor diesem Hintergrund prüfe es die verbindliche Pflicht zur Rück
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meldung über die Bearbeitungsergebnisse und deren technische Umset
zung. 
 

8.5 Das Finanzministerium muss die Steueraufsicht und die Finanzämter 
besser unterstützen 
 
Die Bearbeitung der Datenlieferungen ist sehr arbeitsintensiv und noch 
immer nicht abgeschlossen - weder im ZPD noch in den übrigen Finanz
ämtern. Eine ausreichende Unterstützung durch das Finanzministerium 
gab es nicht. 
 
Das Finanzministerium sollte zukünftig bei derartigen Fallkonstellationen 
so früh wie möglich ein Konzept für deren Bearbeitung erstellen, gegebe
nenfalls zusammen mit dem ZPD, dem AIT und den übrigen Finanzäm
tern. Dabei sollten insbesondere folgende Punkte miteinbezogen werden: 
 
• der Umgang mit Kontrollmaterial im ZPD und in den übrigen Finanz-

ämtern, 
• eine regelmäßige Berichterstattungspflicht des ZPD an das Finanzminis-

terium bezüglich des Fortgangs der Bearbeitung, 
• eine Verpflichtung zur Rückmeldung der Mehrergebnisse an das Finanz-

ministerium und an das ZPD und 
• die erforderliche technische Unterstützung. 
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung, dass umfangreiche Prüf-
felder ein Konzept erfordern können. Der Umgang mit Datenlieferungen 
sei jedoch grundsätzlich Teil des operativen Geschäfts der Steueraufsicht. 
Vorgaben des Finanzministeriums bedürfe es hierfür regelmäßig nicht. 
Bezogen auf den konkreten Prüfungsgegenstand sei die Steueraufsicht 
systematisch vorgegangen und habe eine angemessene Priorisierung in 
der Bearbeitung vorgenommen, die auch auf künftige Datenlieferungen 
übertragbar sei. Die auf Basis des PStTG zu erwartenden Datenlieferungen 
würden entgegen den Datenlieferungen aus beispielsweise Gruppenaus
kunftsersuchen maschinell und ohne die Steueraufsicht bearbeitet werden, 
sodass insbesondere diesbezüglich kein Konzept zur Bearbeitung erfor
derlich sei. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Für umfangreiche Datenlieferun
gen auch außerhalb des PStTG sollte das Finanzministerium ein Konzept 
erstellen und die Bearbeitung etwaiger Datenlieferungen eng begleiten. 
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8.6 8 Jahre reichen nicht: Elektronische Verfahren wurden nicht rechtzei
tig fertig 
 
Mit dem Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und 
zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs wurde 2017 eine gesetz-
liche Grundlage für die elektronische Aktenführung im Strafverfahren ge
schaffen. Spätestens ab dem 01.01.2026 sollten die Bußgeld- und Straf-
sachenstellen und die Steuerfahndungsstellen ihre Akten elektronisch füh-
ren sowie Dokumente mit anderen Strafverfolgungsbehörden und Gerichten 
elektronisch austauschen.  
 
Eine Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass die Akten auch elektronisch 
geführt werden können. Dies sollte bundesweit durch das bundeseinheit-
liche Verfahren KONSENS BuStra/Steufa1 gewährleistet werden. Dieses 
soll unter anderem die Fallbearbeitung im Bereich der Bußgeld- und Straf
sachenstellen und der Steuerfahndungsstellen vom Anzeigeneingang bis 
zum Prüfungs- bzw. Verfahrensabschluss ermöglichen. Geplant war, das 
Verfahren bis spätestens 2024 in Schleswig-Holstein einzuführen. Laut Fi
nanzministerium musste die Einführung jedoch verschoben werden, da die 
vorhandene Version des Verfahrens auf einem unzureichenden Entwick
lungsstand und nicht praxistauglich war. Eine Einführung mit diesem 
Entwicklungsstand hätte erhebliche Nachteile für die Arbeitsprozesse im 
ZPD zur Folge gehabt. Letztendlich wurde das Verfahren KONSENS 
BuStra/Steufa in Schleswig-Holstein erst zum 01.01.2025 eingeführt. 
 
Weitere Voraussetzung für den elektronischen Austausch von Dokumenten 
mit anderen Strafverfolgungsbehörden und Gerichten ist die Einführung 
des bundesweiten KONSENS-Verfahrens eSPOG.2 Allerdings wurde dieses 
Verfahren nicht rechtzeitig fertiggestellt. Die Landesregierung war daher 
gezwungen, dem ZPD zu erlauben, bis zum 31.12.2026 sowohl Bußgeld- 
als auch Strafakten weiterhin in Papierform zu führen.3 
 
Bund und Ländern ist es in mehr als 8 Jahren nicht gelungen, in der Steuer-
verwaltung die technischen Voraussetzungen für die elektronische Akten
führung und den elektronischen Rechtsverkehr mit der Justiz zu schaffen. 
Die Entwicklung des Verfahrens KONSENS BuStra/Steufa hat sogar fast 
18 Jahre gedauert. Der LRH erwartet, dass sich das Finanzministerium im 

 
1  KONSENS Anwendung für die Bußgeld- und Strafsachenstelle und die Steuerfahndung. 
2  Elektronischer Rechtsverkehr und elektronische Akte nach StPO und OWiG. 
3  Landesverordnung zur vorübergehenden Ausnahme von der Verpflichtung zur elektroni

schen Führung von Bußgeldakten der Bußgeldbehörden und Strafakten der Bußgeld- und 
Strafsachenstelle des Finanzamtes für Zentrale Prüfungsdienste sowie zur Änderung der 
Landesverordnung über die elektronische Aktenführung in der Justiz (E-BußStA-Opt-out-
LVO), GVOBl Schl.-H. 2025 Nr. 179 vom 22.12.2025. 
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Rahmen seiner Möglichkeiten dafür einsetzt, dass sich die Entwicklung von 
Fachverfahren im KONSENS-Verbund endlich beschleunigt. 
 
Das Finanzministerium befürwortet (voll-)elektronische Verfahren. Für 
die Bearbeitung von steuerstrafrechtlichen Sachverhalten sei die Einfüh
rung des Verfahrens KONSENS BuStra/Steufa in Schleswig-Holstein zum 
01.01.2025 ein Meilenstein gewesen. Der elektronische Rechtsverkehr 
und die elektronische Aktenführung in Straf- und Bußgeldverfahren seien 
weitere Schritte auf diesem Weg. Zur Umsetzung sei auf KONSENS-
Ebene das bundesweit gebündelte Projekt eSPOG etabliert worden. Nach-
dem der Bundesgesetzgeber den Ländern im Dezember 2025 zur Siche
rung einer störungsfreien flächendeckenden Einführung der elektronischen 
Akte eröffnet habe, den Termin für die verpflichtende elektronische Akten
führung durch Rechtsverordnung bis zum 31.12.2026 hinauszuschieben, 
habe die Landesregierung diese Möglichkeit ergreifen müssen. Für die 
Steuerverwaltung sei dies mangels fachlicher Freigabe der technischen 
Komponenten alternativlos gewesen. In Schleswig-Holstein habe man je
doch stets die technischen und organisatorischen Voraussetzungen her
gestellt, um eine zügige Einführung der bundesweit gebündelt entwickelten 
Verfahren sicherzustellen. 
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest. Es ist nicht akzeptabel, dass in 
der Steuerverwaltung lange bekannte gesetzliche Vorgaben aufgrund feh
lender bzw. unzureichender technischer Unterstützung nicht eingehalten 
werden können. 
 

8.7 Die große Datenflut: Das Plattformen-Steuertransparenzgesetz 
 
Am 01.01.2023 ist das PStTG in Kraft getreten. Es verpflichtet Betreiber 
digitaler Plattformen, dem BZSt jährlich bis zum 31.03. strukturierte Daten-
sätze über Umsätze von Anbietern zu übermitteln, die über digitale Platt
formen gegen Vergütung bestimmte Tätigkeiten ausüben. Hierzu zählen 
unter anderem: 
 
• die zeitlich begrenzte Überlassung von Nutzungen und anderen Rech

ten jeder Art an unbeweglichem Vermögen, 
• die Erbringung persönlicher Dienstleistungen, 
• der Verkauf von Waren und 
• die zeitlich begrenzte Überlassung von Nutzungen und anderen Rechten 

jeder Art an Verkehrsmitteln.1 
 

 
1  § 5 Abs. 1 PStTG. 
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Das BZSt soll die Daten an die zuständigen Landesfinanzbehörden weiter
leiten. Die rechtliche Würdigung der übermittelten Sachverhalte obliegt den 
zuständigen Finanzämtern. 
 

8.7.1 Die Daten sind immer noch nicht in den Finanzämtern  
 
Obwohl das PStTG bereits seit 3 Jahren in Kraft ist, hat die Steuerverwal
tung in Schleswig-Holstein bisher noch keine Datenlieferungen seitens des 
BZSt erhalten.  
 
Das BZSt selbst geht von jährlichen Datenlieferungen von bis zu 6,5 Mio. 
Anbietern aus, aufgeteilt auf rund 500 Plattformbetreiber. In welchem Um
fang insgesamt Datensätze an die jeweiligen Landesfinanzbehörden wei
tergeleitet werden müssen, ist derzeit nicht abschätzbar.   
 
Voraussetzung dafür, dass die erwartete Datenmenge von den Finanzäm
tern bewältigt werden kann, ist eine funktionierende technische Lösung zur 
Weiterleitung der Daten an die Landesfinanzbehörden. Auch Anfang 2026 
liegt eine solche Lösung immer noch nicht vor. 
 
Es ist nicht hinnehmbar, dass auch 3 Jahre nach Inkrafttreten des PStTG 
die Daten nicht elektronisch an die Landesfinanzbehörden weitergeleitetet 
werden können. Je länger dieser Zustand anhält, desto größer wird die zu 
bearbeitende Datenmenge. Das Finanzministerium sollte sich auf Bund-
Länder-Ebene dafür einsetzen, dass die erforderlichen technischen Lösun-
gen schnellstmöglich zur Verfügung gestellt werden.  
 
Das Finanzministerium teilt die Einschätzung, dass schnelle bundesweite 
Lösungen angezeigt seien. Die Entwicklung der entsprechenden techni
schen Lösungen sei weitestgehend abgeschlossen, sodass mit den ersten 
Datenlieferungen des BZSt im Jahr 2026 zu rechnen sei. Schleswig-
Holstein begleite diesen Prozess und bringe sich aktiv in die länderüber
greifenden Abstimmungen zur Anbindung ein. 
 

8.7.2 Die Finanzämter müssen auf die Datenflut vorbereitet werden 
 
Die Prüfung des LRH hat gezeigt, dass die Finanzämter bereits mit der 
Bearbeitung der Daten von lediglich einer Online-Plattform Probleme hatten. 
 
Zwar sollen zukünftig Daten nach dem PStTG elektronisch direkt an die 
Finanzämter geliefert werden. Die Einzelfälle müssen aber weiterhin in 
den Finanzämtern bearbeitet werden. Dort muss unter anderem geprüft 
werden, ob steuerpflichtige Einkünfte vorliegen, wie hoch diese sind und 
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ob gegebenenfalls auch strafrechtliche Maßnahmen ergriffen werden 
müssen. 
 
Der LRH sieht es als zwingend erforderlich an, dass das Finanzministerium 
umgehend geeignete Vorkehrungen trifft, um die Steuerverwaltung in 
Schleswig-Holstein personell, fachlich, technisch und organisatorisch auf 
die absehbare Datenzunahme vorzubereiten. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass die Finanzämter die mit der Umstellung verbundenen Her
ausforderungen sachgerecht bewältigen und die gemeldeten Daten voll
umfänglich in das Besteuerungsverfahren einfließen lassen können. 
 
Das Finanzministerium führt aus, dass der Abgleich und die Auswertung 
von Datenlieferungen grundsätzlich einen erheblichen Anteil der Tätigkei
ten im Rahmen der Veranlagung darstellten. Trotzdem verlangten die 
künftigen Anforderungen auch eine Vorbereitung in den Finanzämtern 
Schleswig-Holsteins. Daher solle in einem Einführungserlass auf die tech
nischen Besonderheiten der neuen Mitteilungskategorien hingewiesen 
werden. Die Mitarbeitenden in den Veranlagungsdienststellen würden die 
weiteren Schritte zur steuerlichen Auswertung bereits als wesentlichen Teil 
ihrer auch schon bisherigen täglichen Arbeit kennen. 
 
Der LRH begrüßt die geplante Erstellung eines Einführungserlasses be
züglich der technischen Besonderheiten. Seine aktuelle Prüfung hat jedoch 
gezeigt, dass die steuerliche Auswertung von Kontrollmaterial in den Finanz-
ämtern gerade nicht einheitlich und nicht in ausreichendem Maße erfolgt. 
Er fordert das Finanzministerium auf, sich ab der ersten Datenlieferung re
gelmäßig über die Bearbeitung der zu erwartenden Datenmengen in den 
Finanzämtern zu informieren und gegebenenfalls weitere Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine sachgerechte Auswertung der Daten sicherzustellen. 
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